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A N A L Y S E N  

Abdriften ins Chaos?
Das südliche Afrika vor der Bewährungsprobe

von Klaus Freiherr von der Ropp

› ereits seit Mitte der neunziger

BJahre stoßen die Entwicklun-
gen in Südafrika und in seinen 

Anrainerstaaten in der Außenwelt 
kaum noch auf kontinuierliches Inte- 
resse. Besonders augenfällig ist dies in 
Deutschland: Bundesregierung und 
Opposition übergehen sie mit 
Schweigen. Mit Ausnahme Großbri- 
tanniens ist das in den übrigen Staa- 
ten der Europäischen Union wie auch 
in den Vereinigten Staaten nicht an- 
ders. Für die Briten hat die Region vor 
allem im Wirtschaftsbereich eine un- 
gleich größere Bedeutung als für die 
übrige westliche Welt. Daher waren 
sie es, die, unterstützt von Washing- 
ton, die Minderheitsregime in Sim- 
babwe (1979/80), Namibia (1988/90) 
und dann, mittels einer bis auf den 
heutigen Tag kaum bekannten Ge- 
heimdiplomatie, auch in Südafrika 
(1989/94) stürzten und gewählte 
(schwarze) Mehrheitsregierungen an 
die Macht brachten. 

So sehr verständlich es ist, dass sich 
die westliche Außen- und Sicherheits- 
politik derzeit vorrangig mit dem 
„Krieg gegen den Terror" beschäftigt, 
so täte sie doch gut daran, sich auch 
mit der Frage zu befassen, welches die 
Folgen der von Staatspräsident Robert 
G. Mugabe angeordneten Politik der 
Zerstörung der simbabwischen Wirt- 

Dr. Klaus Freiherr von der Ropp, 
Southern African Consulting, 

Potsdam. 

Schaft, der rechtsstaatlichen Ordnung 
wie auch der zunächst verbliebenen 
Elemente des demokratischen Sys- 
temsl für das benachbarte Südafrika 
(und Namibia) sind. 

Zwar wird die Regierung Namibias 
unter Staatspräsident Sam Nujoma 
einen solchen Kurs nicht einschlagen, 
obwohl sie zunehmend autoritär auf- 
tritt, und noch weniger die seit Mitte 
1999 in Pretoria amtierende Regie- 
rung unter Thabo Mbeki. Dennoch 
darf nicht übersehen werden, dass 
viele seiner Parteigänger die „Revolu- 
tion" Mugabes positiv sehen. Ferner 
ist sehr wohl vorstellbar, dass das mil- 
lionenstarke südafrikanische „Lum- 
penproletariat" es ist seit dem his- 
torischen Umbruch in Pretoria weiter 
verarmt und ständig gewachsen - das 
„Vorbild" Simbabwes nachahmen 
wird. 

Vollkommen unerfindlich ist, wes- 
halb sich offenbar niemand in 
Deutschland mit den Hintergründen 
der Ermordung von etwa 1200 wei- 
ßen südafrikanischen Farmern - in 
Simbabwe waren „nur" sieben Opfer 
zu beklagen - beschäftigt. Natürlich 
kann es sich dabei um Fälle der heute 
überall in Südafrika grassierenden 
Gewaltkriminalität handeln. Es kann 
aber durchaus auch sein, dass schwar- 
ze Aktivisten auf diese Weise Farmer, 
ähnlich wie in Simbabwe, zur Auf- 
gabe ihrer Betriebe zwingen wollen. 
Anders als in Simbabwe sind jedoch 
in Südafrika die weißen Farmer ein 
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rung der dort lebenden etwa 30 000 
Bürger ihrer Staaten ausgearbeitet 
hätten. Es hat den Anschein, als seien 
diese Vorkehrungen derzeit nicht 
mehr akut, denn es gelang den Briten, 
unterstützt von Nigeria und Staaten 
im südlichen Afrika, Anfang Septem- 
ber 2001 in Abuja/Nigeria die simbab- 
wische Regierung zum Einlenken zu 
bewegen? Es bleibt abzuwarten, ob 
die Regierung Mugabe dieser Ver- 
pflichtung zur Rückkehr zu Rechts- 
staatlichkeit und Demokratie nach- 
kommen wird. 

Sollte dies nicht der Fall sein, müss- 
ten die EU-Ausländer über eine Ent- 
fernung von fast 10 000 km evakuiert 
werden. Die Regierungen Mosam- 
biks, Südafrikas und Botsuanas haben 
bereits im April 2000 ihre Zustim- 
mung gegeben, dafür ihre See- und 
Flughäfen nutzen zu dürfen. Beson- 
dere Bedeutung wird dann der ebenso 
riesigen wie mysteriösen Luftwaffen- 
basis zukommen, die die USA bereits 
in den achtziger Jahren in Molepolole, 
d.h. westlich von Gaborone/Botsuana 
und damit unweit der Grenze nach 
Südafrika, angelegt haben. 

nicht zu unterschätzender Machtfak- 
tor, denn ihre Zahl ist gut zehn Mal so 
groß wie in Simbabwe. Sie sind jetzt 
wieder in paramilitärischen Kom- 
mandos organisiert und bis an die 
Zähne bewaffnet. Verbunden sind 
ihnen in der Ablehnung des demo- 
kratischen Südafrikas sehr viele jener 
Weißen, die nach ihrem Ausscheiden 
aus den Diensten der Polizei und der 
Streitkräfte in den heute überall in 
Südafrika anzutreffenden privaten 
Sicherheitsdiensten Schlüsselpositio- 
nen einnehmen. Deutsche und euro- 
päische Politik muss im Interesse 
einer Stabilisierung der neuen Kapre- 
publik bemüht sein, sie in die neue 
Ordnung einzubinden statt sie zu 
ignorieren. Dazu gehört aber vor 
allem, dass man diesen Weißen und 
ihren Kindern eine Perspektive für 
ihre Zukunft in Südafrika bietet. 

Die zahlreichen Streiks können in 
Südafrika durchaus zu Hungermär- 
schen eskalieren, die zur illegalen Be- 
setzung von weißen Vorstädten sowie 
industriellen und landwirtschaftli- 
chen Produktionsstätten führen wür- 
den. Dann aber würden viele EU- 
Staaten mit dem Problem konfron- 
tiert, ihre insgesamt über 1,4 Millio- 
nen Staatsbürger, darunter etwa 
700 000 Briten, 500 000 Portugiesen 
und die ca. 80 000 in Südafrika und 
20 000 in Namibia lebenden Deut- 
schen, vor Anarchie und Chaos zu 
schützen. In diesem Zusammenhang 
sei in Erinnerung gerufen, dass wäh- 
rend der Zuspitzung der Simbabwe- 
Krise im April 2000 und im Sommer 
2001 Meldungen durchsickerten, wo- 
nach britische, portugiesische und 
deutsche Militärs Pläne zur Evakuie- 

Deutsches Desinteresse? 

Selbstverständlich hat Deutschland 
wie jeder andere Staat zugunsten sei- 
ner in Drittländern, mithin auch in 
Südafrika und Namibia, in existen- 
zielle Not geratenen Bürger Evakuie- 
rungspläne. Genauso selbstverständ- 
lich ist, dass sie nicht Gegenstand öf- 
fentlicher Diskussionen sind. Unver- 
ständlich ist jedoch, dass kaum jemals 
die Frage aufgeworfen wird, wie das 
demokratische System vor allem in 
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die Nordarnerikaner auf eine eigene 
Politik im südlichen Afrika verzichtet 
haben und den Briten freie Hand las- 
sen. Großbritannien wird, wie kürz- 
lich bei der Behandlung der Krise in 
Simbabwe in Abu ja, auch seine Süd- 
afrika- und Namibia-Politik nur noch 
mit seinen afrikanischen Common- 
wealth-Partnern, darunter vor allem 
Nigeria, abstimmen. 

Zuversicht ohne Basis? 

Südafrika stabilisiert werden kann, so 
dass diese Pläne gar nicht erst aus der 
Schublade geholt werden müssen. In 
Deutschland verwundert dieses 
Schweigen umso mehr, als nur hier in 
der Zeit des Kampfes gegen die Apart- 
heid zwei führende Politiker - wenn 
auch vergeblich - den Mut hatten, in 
der ÖffentlichkeitVerhandlungen mit 
der damals in Südafrika noch ver- 
botenen Befreiungsbewegung Afri- 
kanischer Nationalkongress (ANC) 
zu fordern, jedoch entgegen der For- 
derung des ANC („Ein Mensch, eine 
Stimme für das neue Südafrika eine 
politische Ordnung s i  generis pro- 
pagierten: 

So redete der seinerzeitige Bundes- 
geschaftsführer der SPD, Egon Bahr, 
im Interesse der Stabilität des neuen 
Südafrikas einem „bislang unbekann- 
ten Modell des gleichberechtigten 
Miteinanders mit besonderem Schutz 
für Minderheiten" das Wort. Daran 
anknüpfend forderte der damalige 
Bundesvorsitzende der FDP und Prä- 
sident der Liberalen Internationale, 
Otto Graflßmbsdorjjfi die machtpoli- 
tische Absicherung des Existenzrechts 
der weißen Minderheiten im demo- 
kratischen Südafrikas* Diesen Thesen 
ist heute nichts hinzuzufügen; sie sind 
berechtigter denn je zuvor. 

In allen westlichen Hauptstädten 
ist in Erinnerung, dass sich die Briten 
bei der Einleitung der Transformati- 
onsprozesse in Namibia und dann in 
Südafrika zunächst der Unterstüt- 
zung der USA versicherten, dann je- 
doch alle ihre EU-Partner, an deren 
Sachkunde sie Zweifel hatten, über- 
gingen. So wird verständlich, dass 
heute die übrigen Westeuropäer und 

") | m Westen ist die Südafrika- und Na- 
mibia-Diskussion überwiegend in 

den Jahren 1994/95 stehen geblieben. 
Es wird kaum zur Kenntnis genom- 
men, dass die weißen Afrikaner in 
Südafrika und Namibia ihren schwar- 
zen Landsleuten weitgehend ruinierte 
Länder überantwortet haben. Als im 
Mai 1994 nach demokratischen Wah- 
len und auf der Grundlage einer vor- 
bildlich demokratischen Verfassung 
Nelson Mandela von dem letzten 
weißafrikanischen Staatspräsidenten 
Frederik Willem de Klerk die Regie- 
rungsgeschäfte übernahm, war welt- 
weit die Euphorie noch größer als 
1980, als Mugabe sich anschickte, 
nach einem fünfzehnjährigen Befrei- 
ungskrieg den rassistischen Siedler- 
staat Südrhodesien in das an den 
Prinzipien von Demokratie, Rechts- 
staatlichkeit und rassischer Toleranz 
orientierte, unabhängige Simbabwe 
umzuformen. Um wiesel schwieriger 
war die Aufgabe Mandelas und seiner 
aus dem ANC, der Südafrikanischen 
Kommunistischen Partei (SACP) und 
des Dachverbands der Gewerkschaf- 
ten, des Congress of South African 
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Trade Unions (Cosatu), gebildeten 
„Allianz"-Regierung. 

In der Folgezeit erwies es sich als 
ein fataler Fehler, dass Mandela in sein 
Kabinett nicht führende Vertreter der 
Afrikaaner („Buren"), etwa den sozi- 
alliberalen Dissidenten Frederick van 
Zyl Slabbert und den nur moderat 
konservativen früheren General Con- 
stand L. Viljoen, sowie einen eher kon- 
servativen Vertreter der englischspra- 
chigen Geschäftswelt aufgenommen 
hatte. So hätte er dem neuen Südafri- 
ka eine deutlich größere Chance auf 
Stabilität gegeben. Heute ist London 
bemüht, diesen Fehler mit katastro- 
phalen Folgen durch entsprechende 
Beratung der Regierung Mbeki zu 
korrigieren; es bleibt indes abzuwar- 
ten, ob den Briten dies gelingt. 

Wer heute nach Südafrika kommt, 
der verspürt sofort die riesige Kluft 
zwischen den nicht selten politisch 
korrekten oder naiven Hoffnungen 
der Jahre 1994/95 und der jetzigen 
Realität. So begegnen ihm überall die 
schwach gewordene staatliche Verwal- 
tung, der Niedergang bedeutender 
Sektoren der Volkswirtschaft in dem 
einzigen afrikanischen Schwellen- 
land, die bereits seit Iahrzehnten be- 
drohlich hohe und dennoch kontinu- 
ierlich wachsende (strukturelle) Ar- 
beitslosigkeit, eine überbordende, 
nicht selten blutrünstige Gewaltkri- 
minalität, wie auch die Katastrophe 
der AIDS-Pandemiefi 

Keine gewachsene Demokratie 

Kaum ein Ausländer und kaum ein 
weißer Südafrikaner wagt die Frage 
nach der Demokratiefähigkeit des 

heutigen Südafrikas zu stellen. Süd- 
afrika (und ebenso Namibia) haben 
aber keine rechtsstaatliche und demo- 
kratische Tradition. Und noch immer 
wagt kaum jemand, mit dem Heidel- 
berger Politikwissenschaftler Klaus 
von Beyme festzustellen, Demokratie 
sei (weltweit) nicht gegeben, sondern 
aufgegeben. Es ist unverändert eine 
Binsenwahrheit, die die in den Jahren 
des Umbruchs in der Südafrika-Be- 
richterstattung überragende (ame- 
rikanische) Journalistin Patti Wald- 
meir in die Worte fasste, „Demokrati- 
sche Artigkeiten müssen gegenüber 
der alles beherrschenden Notwendig- 
keit, Stabilität zurückzugewinnen, 
hintanstehen."6 Unverändert ist daher 
ein ganz massiver Minderheiten- 
schutz zugunsten der weißen Minder- 
heiten erforderlich. Sollten sie weiter 
marginalisiert werden, so ist die wei- 
tere Destabilisierung Südafrikas von 
innen heraus absolut sicher. Denn es 
waren und sind, letzteres allerdings 
mit großen Abstrichen, die Afrikaa- 
ner, die die staatliche Verwaltung, und 
die „Engländer", die die teils hoch ent- 
wickelte Wirtschaft dominieren. Aus- 
gebildete und berufserfahrene 
schwarze Nachfolger stehen für sie in 
der Regel noch nicht bereit. Das Land 
leidet bis auf den heutigen Tag daran, 
dass, anders als in Simbabwe, den 
Schwarzen mit der so genannten 
Bantu Education über Iahrzehnte nur 
eine höchst minderwertige Ausbil- 
dung zuteil wurde. 

Bislang sieht die demokratische Re- 
gierung Südafrikas das jedoch anders. 
Insbesondere in der staatlichen Ver- 
waltung sind sehr viele Führungs- 
positionen mit kaum qualifizierten 
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Strategy/Global Investment Consul- 
tants" (London), wonach infolge der 
niedrigen inländischen Sparquote 
„von allen aufstrebenden Märkten 
Südafrika den größten Bedarf an aus- 
ländischem Kapital und das geringste 
Potenzial, es anzuziehen, hat". Die 
Folge von alledem ist, dass die Ar- 
beitslosigkeit ihr derzeitiges Niveau 
von 40 oder sogar 50 Prozent über- 
schreiten wird. 

7 

Rückgewinnung 
innerer Stabilität? 

Schwarzafrikanern besetzt worden. 
Diese Politik der „affirmative action" 
hat in allen Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung zu noch mehr Ineffizienz 
und Korruption geführt. Fatal ist das 
vor allem bei der Polizei, den Organen 
der Strafverfolgung und des Strafvoll- 
zugs. Kaum weniger gravierend sind 
die Konsequenzen für das Zollwesen, 
die Streitkräfte und die Grenzkontrol- 
len. So konnten Millionen von Flücht- 
lingen und Kriminelle aus Nachbar- 
staaten - bekannt wurden hier vor 
allem nigerianische und kongolesi- 
sche Drogenhändler - in der Regel il- 
legal einwandern. Die Folge ist, dass 
seit dem historischen Umbruch Hun- 
derttausende von überwiegend wei- 
ßen Fachkräften aller Disziplinen das 
Land verlassen haben. 

Außer der mangelnden Sicherheit 
vor Kriminalität ist es vor allem die ei- 
gene berufliche Perspektivlosigkeit 
und erst recht die ihrer Kinder, die 
selbst ältere Menschen diesen Schritt 
tun lässt. Die Angst, Südafrika werde 
denn „Vorbild" Simbabwes folgen, 
lässt derzeit den Strom der Auswan- 
derer anschwellen. Parallel dazu ver- 
lässt sehr viel Kapital, ob nun legal 
oder illegal, das Land. Und das, ob- 
wohl die Regierung in Pretoria zur 
Schaffung der dringend benötigten 
neuen Arbeitsplätze - derzeit gehen 
pro Jahr vor allem in der Landwirt- 
schaft und im Bergbau etwa 100 000 
Arbeitsplätze verloren - im großen 
Stil private in- und ausländische In- 
vestitionen benötigt. Seit aber Mugabe 
Simbabwe ins Chaos geführt hat, fol- 
gen immer mehr potenzielle Investo- 
ren einer These von David Roche, dem 
Chefstrategen „Independent von 

ur ein sehr starker Staat - Süd- 
afrika ist heute das genaue 

Gegenteil - wäre in der Lage, den Wie- 
deraufbau der Kaprepublik zu be- 
werkstelligen. So wird hinter vor- 
gehaltener Hand außer in Großbri- 
tannien auch in Südafrika gefragt, ob 
eine so perfekte demokratische Ver- 
fassung wirklich die angemessene 
staatliche Basis ist, um die gewaltigen 
Probleme seiner Transformation zu 
meistern. Zumindest in britischen Re- 
gierungskreisen wird daher vermehrt 
die Frage aufgeworfen, ob den Süd- 
afrikanern zu raten ist, ihre Verfas- 
sung im Sinn der Grundordnungen 
der gleichfalls fragilen Republiken 
Bosnien und Mazedonien (sowie 
künftig Kosovos) fortzuentwickeln. 
Gedacht wird also an ein System insti- 
tutionalisierter Machtteilung (ständi- 
ge Große Koalition) wie auch der 
Selbstbestimmung zugunsten eth- 
nischer Minderheiten, ob nun aufter- 
ritorialer Basis oder nicht. 

Es wird oft übersehen, dass London 
und Washington nach der Kapitulati- 
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on des in den Verfassungsverhandlun- 
gen mit dem ANC völlig überforder- 
ten de Klerk Ende 1993 konservative 
Afrikaner unter Führung des frühe- 
ren Generals Viljoen mit der Spitze des 
ANC zusammenführten. Sie verhan- 
delten erfolgreich über die verfas- 
sungsmäßige Verankerung des Selbst- 
bestimmungsrechts der Afrikaner 
(wie auch anderer ethnischer Minder- 
heiten). Das entsprechende Abkom- 
men wurde später mit Art. 235 in die 
Verfassung des demokratischen Süd- 
afrikas aufgenommen; seine Realisie- 
rung scheiterte dann allerdings an der 
politischen Unerfahrenheit Viljoens. 
Dieser, ein eben nur moderat konser- 
vativer Mann, war nämlich nicht in 
der Lage, seine untereinander zerstrit- 
tenen Gefolgsleute zu einigen. Ferner 
machte er den schwer nachzuvollzie- 
henden Fehler, die ihm ergebenen 
Streitkräfte zu demobilisieren* bevor 
das Abkommen in die Tat umgesetzt 
worden war. 

Mangels jeder anderen Option 
werden die Briten, unterstützt vor 
allem von dem südafrikaerfahrenen 
nigerianischen Staatspräsidenten 
Olusegun Obasanjo, diesen Faden 
wieder aufgreifen. Sie werden ferner 
ihre Bemühungen intensivieren, 
Mbeki von der Notwendigkeit zu 
überzeugen, repräsentative, dass 
heißt konservative Persönlichkeiten 
aus beiden weißen Minderheiten, in 
sein Kabinett zu nehmen und ihnen 
Schlüsselressorts zu übertragen. Lon- 
don und seine afrikanischen Mitstrei- 
ter werden damit letztlich Erfolg 
haben, denn die Alternative ist län- 
gerfristig der Untergang Südafrikas 
wie auch seiner Nachbarn, darunter 
nicht zuletzt des von der Kaprepublik 
wirtschaftlich vollständig abhängi- 
gen Namibias. 

Ein Untergang des südlichen Afri- 
kas würde äußerst negative Auswir- 
kungen auf den gesamten Kontinent 
südlich der Sahara haben . 
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